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Souveränität 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954 (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 23.10.1954) 
und blieb weiterhin Zwangsmitglied der Europäischen Union, so daß die politischen und wirt-
schaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen weiterhin erheblich eingeschränkt blie-
ben.  
Egon Bahr (1922-2015, von 1972-1976 SPD-Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit) erklärte im Jahre 1996 in der Berliner Akademie der Künste (x346/8): >>… Von Kon-
rad Adenauer bis Helmut Kohl waren alle Bundeskanzler inoffizielle Mitarbeiter der CIA.<< 
Der SPD-Politiker Oskar Lafontaine (seit 2005 Parteimitglied der "Linken") berichtete am 6. 
Januar 2003 in der BILD-Zeitung (x353/76): >>… Wenn Washington am Golf Krieg führt, ist 
Deutschland immer beteiligt, weil es der Flugzeugträger der USA in Europa ist. Wir sind kein 
souveräner Staat. Wir nehmen gezwungenermaßen an Angriffskriegen der Supermacht teil.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
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Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard und 
danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit erstmals 
die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zweiten Mal 
dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
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denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 18. November 2013: >>US-Geheim-
diensttätigkeiten Wie souverän ist Deutschland?  
Die Recherchen zum geheimen Krieg der USA zeigen: Auf deutschem Boden existieren of-
fenkundig zwei Staatsgewalten - die deutsche und die amerikanische. Wenn die Deutschen 
das Schalten und Walten der US-Geheimdienste tolerieren, akzeptieren, respektieren, wirft 
das die Frage nach ihrer Souveränität auf. … 
Es hat einen Entstaatlichungsprozeß gegeben - das bekannteste Kürzel dafür heißt Europäi-
sche Union. Die Nationalstaaten sind von dem dichten Geflecht einer EU-Rechts- und Quasi-
Verfassungsordnung umgeben, dazu auch noch von vielen internationalen Vertragswerken 
eingehüllt. Die Staatsrechtler und die Politikwissenschaftler reden daher von 'offenen Staaten' 
und von einer 'Welt jenseits des Staates'; sie konstatieren eine Postnationalisierung des Ver-
fassungsrechts, sie reden von einem europarechtlich überlagerten Grundgesetz und einer rela-
tivierten Staatlichkeit. Mit dieser relativierten Staatlichkeit ringt auch das Bundesverfassungs-
gericht in jeder seiner Euro-Entscheidungen: Wieviel Hoheit braucht der Staat, um noch als 
Staat zu existieren? … 
Es existieren offensichtlich zwei Staatsgewalten in Deutschland: erstens die deutsche, und 
zwar in der Gestalt, die ihr die EU- und andere Verträge gegeben haben; daneben zweitens die 
US-amerikanische, in nicht genau bekannter Form. Mit zwei nebeneinander existierenden 
Macht- und Herrschaftssystemen gibt es freilich in Deutschland reiche Erfahrungen: Jahrhun-
derte lange waren das zuerst Kaiser und Papst, dann Staat und Kirche.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 13. Juli 2015 über eine 
Rede des deutschen CDU-Politikers Wolfgang Schäuble vom 18.11.2011 in Frankfurt: >>Ein 
Staat im Wachkoma 
Die Augenwischerei nimmt kein Ende. Seit nunmehr 70 Jahren phantasieren Politiker und 
Medien im Widerspruch zur ständigen Rechtsprechung vom Untergang des Deutschen Rei-
ches. Dem liegen Mißverständnisse und bewußte Falschinformationen zu Grunde, wie sich 
gerade wieder gezeigt hat. 
… Im Lichte der heutigen Besatzungssituation Deutschlands, bedingt durch die fortgeltenden 
Besatzungsstatute und Vorbehaltsrechte der Alliierten, die in Deutschland Militärbasen, ame-
rikanische Atomwaffen und grenzenlose Spionage überhaupt erst möglich machen und vor 
dem Hintergrund, daß Deutschland nach wie vor bei den Vereinten Nationen als Feindstaat 
geführt, keine Verfassung, kein gültiges Grundgesetz und keinen Friedensvertrag hat, läßt sich 
das Fortbestehen des Deutschen Reiches nur so verstehen, wie Wolfgang Schäuble es im No-
vember 2011 formulierte: "Wir hier in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem 
Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen."  
Das ist mittlerweile vielen klar geworden, besonders seit der NSA-Affäre, was allerdings die 
Konsequenzen dieser Aussage sind, verstehen nach wie vor die Wenigsten. Wenn Deutsch-
land seither kein souveräner Staat mehr gewesen ist, dann deshalb, weil der einzig legitime 
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Staat auf deutschem Territorium, der jemals souverän gewesen ist, daß Deutsche Reich war, 
das nach Auffassung der Richter in den letzten völkerrechtlich verbindlichen Grenzen vom 
31. Dezember 1937 Bestand hatte. Dieses Deutsche Reich konnte nicht einfach untergehen 
oder von einer sogenannten Bundesrepublik vereinnahmt werden. 
Erinnert wird hier an die Worte von Theo Waigel beim Schlesiertreffen in Hannover im Juli 
1989, der seinerzeit formulierte: "Durch die Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 
1945 ist das Deutsche Reich nicht untergegangen." Das heißt: Der legitime Staat, auf dem wir 
uns heute befinden heißt nicht Bundesrepublik Deutschland sondern immer noch Deutsches 
Reich. Das hat nichts mit Geschichtsrevisionismus und noch viel weniger etwas mit braunem 
Gedankengut zu tun - obwohl allein der Name "Reich" bei vielen unwillkürliche Beißreflexe 
auslöst.  
Hier geht es nicht um die Wiederherstellung des sogenannten Dritten Reiches, sondern um das 
Anknüpfen an die letztgültige und in freier Art und Weise erlassene Deutsche Verfassungs-
ordnung von 1871. Die tausendjährige deutsche Rechts- und Verfassungsgeschichte gebietet, 
daß man sich an ihr orientiert, wenn man die Besatzung Deutschlands aufheben und wieder 
zum Recht und zum Frieden zurückfinden will. 
Daß das Bundesverfassungsgericht sich damals anmaßte, die BRD als identisch mit diesem 
souveränen Deutschen Reich zu bezeichnen, ist als Täuschung wahrzunehmen, denn die BRD 
war, besonders wenn man die historische Situation während des Urteils 1973 bedenkt, weder 
souverän, noch wiedervereint, noch in irgendeiner anderen Weise dazu befähigt, über den 
völkerrechtlichen Zustand des besiegten Deutschen Reiches zu bestimmen. Darauf weist auch 
die Formulierung hin, das Deutsche Reich besäße nach wie vor "Rechtsfähigkeit", sei aber 
nicht "handlungsfähig".  
Das geht nur deshalb zusammen, weil die Siegermächte völkerrechtlich nicht im Stande wa-
ren, den legitimen Deutschen Staat - dessen Geschichte weit über die zwölf dunklen Jahre 
hinausweist - vollends aufzulösen. Also installierten sie ein Besatzungskonstrukt oben drauf. 
Zuerst in vier Besatzungszonen aufgeteilt, dann zu zwei deutschen Teil-Verwaltungen - BRD 
und DDR - zusammengefaßt, dann ab 1989 wieder zusammengefügt, gab es nie den Moment, 
an dem ein von den Siegermächten errichtetes Staatskonstrukt das Deutsche Reich abgelöst 
hätte. Das war völkerrechtlich unmöglich. Was aber möglich war, war die Handlungsunfähig-
keit des Deutschen Reiches sicherzustellen - bis heute geschieht dies auf verschlungenen Pfa-
den. 
Seit der militärischen Niederlage 1945 liegt das Deutsche Reich - das sich aus Staatsvolk, 
Staatsgebiet, Staatsverfassung und Staatsgewalt zusammensetzte - im Wachkoma. Die Bun-
desrepublik Deutschland, nach Aussage der Väter des Grundgesetzes ein Besatzungskonstrukt 
ohne Verfassung, die den ehemaligen Siegermächten ihre Befugnisse sichern und daher nur 
als Verwaltungsgebiet angesehen werden kann, war ebenso wie Deutsche Demokratische Re-
publik nie ein Staat im eigentlichen Sinne. Der Hauptgrund dafür ist der, daß sie beide 1949 
durch die Alliierten gegründet worden sind und bis zum Schluß dem Diktat der Sieger unter-
lagen.  
Bei der sogenannten Wiedervereinigung wurde das Deutsche Reich nicht wiederhergestellt, 
sondern lediglich zwei Verwaltungskonstrukte zusammengeführt, ohne dabei aber das Besat-
zungsrecht tatsächlich aufzuheben, wie aus den Klauseln des Zwei-plus-vier-Vertrages deut-
lich wird, der noch Teile des Überleitungsvertrages von 1954/55 fortbestehen ließ. Explizit 
wurde damit 1989/90 sichergestellt, daß die USA als Hauptsiegermacht weiterhin ihre Befu-
gnisse über Deutschland behalten würde. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. September 2015: >>US-Regie-
rung will Atomwaffen in Deutschland aufrüsten 
Die Vereinigten Staaten planen eine Modernisierung ihres Atomwaffenbestandes in Deutsch-
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land. Auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz würde in diesen Tagen 
mit den Vorbereitungen für die Stationierung neuartiger, taktischer Nuklearwaffen begonnen, 
berichtete das ZDF unter Berufung auf amerikanische Haushaltspläne. 
Sicherheitsexperten bestätigen, daß die Atomwaffen vom Typ B 61-12 wesentlich zielgenauer 
seien als die alten Bestände. Kritiker vom "Nuclear Information Projects" in Washington be-
fürchten, daß die Grenzen zwischen taktischen und strategischen Nuklearwaffen nicht mehr 
klar gezogen werden könnten. Dadurch werde ihr Einsatz wahrscheinlicher. 
Rußland verurteilt deutsche Beteiligung 
Rußland kritisierte die Stationierung der Waffen in Deutschland als Verstoß gegen den 
Atomwaffensperrvertrag. "Uns beunruhigt, daß Staaten, die eigentlich keine Atomwaffen be-
sitzen, den Einsatz dieser Waffen üben, und zwar im Rahmen der NATO-Praxis der Nuklea-
ren Teilhabe", sagte die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, ge-
genüber "Frontal 21". Dies sei eine Verletzung des Atomwaffensperrvertrages. 
Deutschland ist über das Konzept der "nuklearen Teilhabe" in die Abschreckungspolitik der 
Nato eingebunden. Das bedeutet, daß Staaten ohne eigene Atomwaffen in die entsprechenden 
Gremien eingebunden sind und über den Einsatz der Waffen mitberaten und mitentscheiden. 
Darüber hinaus müssen die Teilhabestaaten Flugzeuge zum Einsatz der Waffen bereithalten. 
Auf die Zündcodes haben jedoch ausschließlich die Vereinigten Staaten Zugriff.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. Oktober 2015: >>Die 
US-Luftwaffe ist dabei, auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz 
neue Atomwaffen zu stationieren, darunter Marschflugkörper  
Das hat ein Polit-Magazin des ZDF aufgedeckt. Sollte das geschehen, so könnte das die stra-
tegische Balance in Europa beeinträchtigen. In diesem Falle, so der russische Regierungsspre-
cher Dmitri Peskow, würde Moskau Gegenmaßnahmen ergreifen. 
Es kann nicht überraschen, daß das Bundesverteidigungsministerium zu diesem Vorgang 
nichts zu sagen weiß. Dabei ist Deutschland weitaus mehr darin verstrickt als nur dadurch, 
daß die Atomwaffen auf deutschem Territorium gelagert werden, einem Territorium aller-
dings, das zwar formal deutsch, aber der deutschen Souveränität entzogen ist.  
Wie wenig diese Souveränität tatsächlich zählt, zeigt die Vergeblichkeit, mit welcher der 
Bundestag im Jahr 2010 mit großer Mehrheit den Beschluß gefaßt hat, die Bundesregierung 
solle sich "gegenüber den amerikanischen Verbündeten mit Nachdruck für den Abzug der US-
Atomwaffen aus Deutschland einsetzen". Sollte die Bundesregierung das je versucht haben, 
dürfte das in Washington zur Heiterkeit Anlaß gegeben haben. 
Immerhin äußerte sich die Bundeskanzlerin zu den neuen Atomwaffen, wenn auch derart ge-
wunden, daß es ans Unverständliche grenzte: Man wolle Rußland zwar nicht provozieren, 
"aber es ist natürlich auch so, wenn Sie sich Rußlands Rüstungspolitik anschauen und Moder-
nisierungspolitik, dann ist es nicht so, daß dort gar nichts passiert, das heißt, es gibt auch kei-
nen Grund, nichts zu tun". Und: die Modernisierung der US-Atomwaffen werde fortgesetzt. 
Gravierender als das Kanzler-Geschwurbel ist der Umstand, daß im US-Militärhaushalt Gel-
der dafür vorgesehen sind, die neuen Atomwaffen-Systeme B 61-12 in deutsche "Tornados" 
einzubauen. Ebenso sollen deutsche Piloten an den Waffen ausgebildet werden. Damit ist der 
Rubikon überschritten.  
In der Auswirkung derartiger Vorbereitungen wird Deutschland zur Atommacht durch die 
Hintertür werden. Im Falle eines Krieges sollen deutsche Piloten im Rahmen des Nato-
Konzepts "Nukleare Teilhabe" Angriffe mit Atomwaffen gegen Rußland fliegen.  
Und das hätte ein weitaus deutlicheres Kanzler-Wort erfordert. Denn der erste "Atom-
Tornado", der die russische Grenze überfliegt, bedeutet die Vernichtung Deutschlands. Igor 
Korotschenko, russischer Militärexperte und Mitglied im Fachbeirat des russischen Verteidi-
gungsministeriums, sagte, daß, sobald diese neuen Waffen stationiert seien, der deutsche Flie-
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gerhorst Büchel ins Visier russischer Interkontinentalraketen genommen werde. 
Nicht nur, daß die Verfügungsgewalt deutscher Militärs über Atomwaffen - auch wenn es US-
amerikanische sind - einen Bruch des Atomwaffensperrvertrages darstellt, der Vorgang ver-
letzt auch das nationale Verfassungsrecht. Der Grundgesetzartikel 26 verbietet die Vorberei-
tung eines Angriffskrieges, und das Ausführungsgesetz zu diesem Artikel bestimmt in seinem 
Paragraphen 17, daß es verboten ist, Atomwaffen "einzuführen, auszuführen, durch das Bun-
desgebiet durchzuführen oder sonst in das Bundesgebiet oder aus dem Bundesgebiet zu 
verbringen oder sonst die tatsächliche Gewalt über sie auszuüben".<< 
Die "Neue Rheinische Zeitung-ONLINE" veröffentlichte am 27. April 2016 ein Interview mit 
dem deutschen Dramatiker Rolf Hochhuth: >>Krieg und Frieden 
Zum Erscheinen des Buches "Ausstieg aus der NATO - oder Finis Germaniae" 
"Wir Deutschen, willenlose Satelliten des Pentagons" 
Am 31. März 2016 ist ein ungewöhnliches Buch erschienen. Autor ist Rolf Hochhuth. Es trägt 
den Titel: "Ausstieg aus der NATO - oder Finis Germaniae". Anläßlich dieses Ereignisses hat 
Armin Siegert für die russische Nachrichtenagentur Sputnik mit Rolf Hochhuth gesprochen. 
Sputnik leitet das Interview wie folgt ein: "Rolf Hochhuth, der wohl bekannteste Dramatiker 
Deutschlands, der vor kurzem seinen 85. Geburtstag feierte, ist bis heute angriffslustig und 
streitbar. Sein neuestes Buch nennt sich 'Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae', also 
das Ende Deutschlands. Sputnik hat den Autor gefragt, was er damit meint." 
"Wir sind keine souveräne Macht" - "Wir sind Entmün digte" 
Herr Hochhuth, Sie nennen Ihr Buch "Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae". Was 
meinen Sie damit?  
Ich meine damit, daß die Amerikaner sehr bald ihren geplanten Krieg gegen Rußland anfan-
gen und wir Deutschen dann vernichtet werden - als stärkstes europäisches Kontingent der 
Nato, als willenloser Satellit des Pentagons. Ich habe ein ganzes Buch geschrieben, um das zu 
belegen. 
Daß ich nicht in Panik rede, sondern aufgrund von Fakten panisch bin, möchte ich an folgen-
den Beispielen zeigen. Warum führt die Nato einhundert Meter, nicht Kilometer, vor der rus-
sischen Grenze, in Narwa, Estland eine Militärparade durch? Frau Merkel hat immerhin noch 
eine Teilnahme Deutschlands daran verboten. Dies ist ihr aber schon nicht mehr geglückt bei 
einem Flottenmanöver der Nato vor der Krim. Warum machen die ihre Manöver nicht zum 
Beispiel in Gibraltar? 
Mein Hauptzeuge ist Altbundeskanzler Helmut Schmidt, der vierzehn Tage vor seinem Tode 
mit höchster Beunruhigung gesagt hat, hört endlich mit dem Unfug der Sanktionen auf. Auch 
Frau Merkel will das natürlich nicht. Aber wir sind Entmündigte. Das Kabinett hat einen ehr-
lichen Menschen, den Minister Schäuble, der fatalistisch gesagt hat: "Wir müssen uns eben 
daran gewöhnen, wir sind keine souveräne Macht." 
"Die USA werden regiert von der Rüstungsindustrie" 
Die amerikanischen Alliierten haben am Ende des Zweiten Weltkrieges Ihre Heimatstadt be-
freit, sie haben die Genesung der BRD durch den Marshallplan erlebt. Woher kommt Ihr Sin-
neswandel, sich jetzt gegen den alten Freund, die USA, auszusprechen? 
Sie waren eine unglaublich große Nation. Sie haben den Westen Europas befreit, was die Eng-
länder allein nicht hingekriegt hätten. Aber ein Land verändert sich in 75 Jahren. Der Einzelne 
bleibt ja auch nicht immer gleich. Es sind jetzt andere Leute in Amerika an der Macht, die das 
vollkommen Wahnsinnige tun, obwohl kein Gegner in Sicht ist. Sie müssen sich immer erst 
einen suchen jenseits der Weltmeere, im Bewußtsein dessen, daß bei ihnen seit 150 Jahren 
keine Fensterscheibe kaputt gegangen ist durch Kriege. Und trotzdem geben sie 51 Prozent 
ihres Gesamtbudgets ins Militär! Zum Vergleich, Bismarck hat während seiner drei Kriege 
niemals mehr als 25 Prozent des Etats ins Militär gesteckt. Wozu also dieser ungeheure mili-
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tärische Aufbau? Antwort: Sie werden regiert von der Rüstungsindustrie, die sonst mit einer 
Steigerung der Arbeitslosenzahl droht. 
"Wir sind verrückt geworden" 
Es ist im Moment nicht gerade populär, Verständnis für Rußland zu zeigen. Warum haben Sie 
Verständnis? 
Uns steht Zurückhaltung gegenüber Rußland besser an, als jedem anderen. Und es ist meine 
Befürchtung, daß wir nichts als die nützlichen Idioten, das Kanonenfutter für die amerikani-
sche Rüstungsindustrie, die den Krieg braucht, sein werden. 
Putin wird ja auch dauernd betrogen. So schrieb Theo Sommer in der ZEIT, Rußland gesteht 
dem Baltikum zu, sich der EU anzuschließen, und das Baltikum geht in die Nato! Warum tut 
es das? Wir sind verrückt geworden. 
Sie hatten bereits vergangenes Jahr einen offenen Brief an Frau Merkel und Herrn Gauck ge-
schrieben zum Thema Nato. Haben Sie je eine Antwort bekommen? 
Von Gauck habe ich eine sehr ausweichende Antwort bekommen. Frau Merkel hat selbstver-
ständlich nicht geantwortet. 
"In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse" 
Beim Thema Rußland gibt es auch diese merkwürdige Diskrepanz zwischen dem, was Politik 
und Medien kolportieren, und dem, was das Volk denkt sozusagen. Ist Ihnen das auch aufge-
fallen? 
In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse. Wir haben die verächtlichste Medien-
landschaft Europas. 
Und in der Politik lehnt der Bundestag die Volksabstimmung ab, die die freie Schweiz seit 
170 Jahren hat. Wir sind die geborenen Untertanen und Mitläufer, wie sie Heinrich Mann und 
nicht nur er gezeichnet haben. 
Herr Lammert, der Vorsitzende des Bundestages, hat mir dazu in einem Briefwechsel ge-
schrieben, das Volk kann komplizierte Fragen ja gar nicht beurteilen. Woher weiß er das? Hat 
er noch nie von Wilhelm Busch gehört, von seiner Maxime: Wer zusieht, sieht mehr, als wer 
mitspielt? 
Wir sind politisch sehr unintelligent. Wir hatten einige große Männer wie Bismarck, dessen 
oberstes Gesetz zu allen Zeiten die Pflege guter Beziehungen zu Rußland war. Vier Zaren wa-
ren mit deutschen Fürstinnen verheiratet. Bismarck wußte, warum. So schrieb Bismarck auch 
an König Wilhelm, nie einen Krieg mit Rußland anzufangen, weil das Reich selbst im un-
wahrscheinlichen Falle eines kurzzeitigen Gelingens, einen Krieg mit Rußland niemals hinter 
sich, sondern immer nur vor sich haben könnte. 
So auch bei Hitler, der nach dem größten Siegeszug der Weltgeschichte, die sechs Wochen, in 
denen er Frankreich überrannt hat, was die Welt schockierte, ich hab das ja selbst erlebt, ich 
war damals 12 Jahre alt, völlig den Verstand verlor, als er über seinen getreuen Rohstoffliefe-
ranten Stalin hergefallen ist. 
Und jetzt sind wir wieder soweit. Zwar nicht, um über sie herzufallen und uns sicher auch 
nicht so ohne weiteres von den Amerikanern vorschicken zu lassen, aber sie machen uns zum 
potentiellen Kriegsschauplatz. 
"Das ist eine verabredete Stillschweigerbande" 
Herr Hochhuth, es wurde noch nie so viel geschrieben wie heute. Wie schwierig ist es heute, 
gehört zu werden? 
Was ich Ihnen gerade gesagt habe, würde selbstverständlich keine deutsche Zeitung drucken. 
Das ist eine verabredete Stillschweigerbande. Das verachte ich. 
Die BRD ist ein ekelhaftes Staatsgebilde. Ihre wahre Übersetzung heißt "Banker- und Banau-
senrepublik Deutschland", mit einer durchaus unfreien Presse, denn unsere Journalisten zen-
sieren sich selbst.<< 



 8 

Der neueste Geheimdienstskandal wirft fundamentale Fragen nach dem Wesen dieser Repu-
blik auf. Gibt es die "Kanzlerakte" doch? 
Das Licht, welches die neuesten Enthüllungen zur Kungelei zwischen dem deutschen Bundes-
nachrichtendienst BND und US-Geheimdiensten auf die Bundesrepublik wirft, ist katastro-
phal. Die Republik erscheint wie ein jämmerlicher Vasallenstaat, dessen ferngesteuerte Füh-
rung im Auftrag einer fremden Macht gegen die Interessen des eigenen Landes und Volkes 
agiert.  
Kanzlerin Merkel und ihre Entourage werden einiges aufbieten müssen, um dieses verheeren-
de Bild zu korrigieren. Billige Ausflüchte wie beim letzten Durchlauf der immer wieder auf-
flammenden BND-NSA-Affäre darf man ihr nicht mehr durchgehen lassen. 
Der BND hat also zigtausende Informationen an die US-Dienste gegeben und den Amerika-
nern dabei, wie es aussieht, sogar bei der Industriespionage gegen deutsche und europäische 
Unternehmen geholfen. Prominentestes Opfer sei Airbus. Das Kanzleramt wußte davon seit 
spätestens 2010 und unternahm nichts. 
Als Argument für die Beihilfe, die wie ruchloser Verrat aussieht, wird angeführt: Man benöti-
ge im Gegenzug brisante US-Informationen, etwa zum islamischen Terror. Ohne die Gaben 
der US-Agenten sei man hier "blind und taub", was Deutschlands Sicherheit gefährde. Dafür 
verlangten die Amerikaner billigerweise entsprechend wertvolle Gegenleistungen. 
Diese Begründung für den Vasallendienst ist mehr als fadenscheinig. … 
Was bedeutet "taub und blind" überhaupt? In Berlin wird dem BND gerade ein gigantischer, 
milliardenteurer Gebäudekomplex hingestellt, 6.500 Mitarbeiter tun beim BND Dienst, sie 
verschlingen einen Jahresetat von mehr als 600 Millionen Euro. Wenn dabei nur Blindheit 
und Taubheit herauskommen, ist die Frage zwingend, was dort eigentlich getrieben wird. 
Der frühere CDU-Außenpolitiker Willy Wimmer warnt, der Vorfall sei Nahrung für das Ge-
rücht über eine angebliche "Kanzlerakte", nach der jeder Bundeskanzler seit 1949 der USA 
die Treue schwören müsse, bevor er ins Amt gelange. Wenn Merkel sich erneut herauszuwin-
den versucht, sind solche Gerüchte kein Wunder. Mit den Ausflüchten muß endlich Schluß 
sein.<< 
Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben, deshalb sind die bis zum heutigen Tag fortgeltenden geheimen Befu-
gnisse und Vorbehaltsrechte der Alliierten bzw. die bisherige Vormundschaft oder die Ge-
brechlichkeitspflegschaft umgehend zu beenden. 
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt 
(x870/...): >>… Artikel 1 
(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und 
Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völker-
recht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern 
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und dieses Recht zu achten.<< 
Innen- und Außenpolitik 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde zwar ausdrücklich die offizielle Souveränität der Bun-
desrepublik Deutschland verkündet, aber das neue Verwaltungskonstrukt - BRD und DDR = 
BRD - übernahm gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertra-
ges von 1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deut-
schen weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Aufgrund der eingeschränkten Selbstbe-
stimmung führten die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland weiterhin alle Vorgaben 
des US-Imperiums gewissenhaft und widerstandslos aus.  
Nach der sogenannten Wiedervereinigung wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im 
vermeintlich "Vereinigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen 
DDR-Vorbild" ausgerichtet bzw. gleichgeschaltet.  
Staatsangehörigkeit 
Für die Staatsangehörigkeit der Deutschen gibt es im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland keinen speziellen Artikel. 
Im Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes werden die deutschen Staatsangehörigen lediglich 
als Bewohner bezeichnet. 
Ostdeutschland 
Die Regierung der BRD bemühte sich während der Vereinigung Mittel- und Westdeutsch-
lands im Jahre 1990 nie um die Aufrechterhaltung eines nationalen Besitzstandes der pol-
nisch-sowjetisch besetzten deutschen Ostgebiete. 
Die Bundesrepublik Deutschland trat mit dem deutsch-polnischen "Grenzanerkennungsver-
trag" vom 14. November 1990 die deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße Gebiete 
eigenmächtig ab, obwohl sie weder staats- noch völkerrechtlich verfügungsberechtigt war, da 
die Territorialgewalt über Ostdeutschland nach wie vor allein das Deutsche Reich ausübte.  
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde das Heimat- und Selbstbestimmungsrecht der 
vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet. Der "Verzicht" auf Teile des 
fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deutsche Ostgebiete jenseits von 
Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völkerrechtswidrig und deshalb ungültig 
und nichtig.  
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete war gemäß Artikel 25 des deutschen Grundgeset-
zes (Stand: Januar 2018) zweifelsfrei völkerrechtswidrig (x890/...): >>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<< 
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutete letzten Endes den Verlust von 114.648 
Quadratkilometern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Die-
ser Verzicht verstieß eindeutig gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts.  
Bei der Vertreibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, 
wobei mindestens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, deshalb bedeutete die Anerkennung dieser gewaltsam festge-
setzten Grenzen indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibungen, legalisierte 
kollektive Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwortete Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit.  
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 23. April 1994 über den Abschied des 
BdV-Präsidenten Herbert Czaja (1914-1997): >>Die Ostgrenzen will er nicht akzeptieren 
... Dem Bund der Vertriebenen (BdV) steht ein Richtungswechsel bevor. Nach 24jähriger 
Amtszeit als Präsident des Verbandes stellt sich Herbert Czaja, der sich stets rigoros gegen die 
Anerkennung der deutschen Ostgrenzen ausgesprochen hat, heute bei der Bundesversamm-
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lung der Vertriebenen in Berlin nicht wieder zur Wahl. ... 
... "Um Ungewißheiten der Zukunft des Verbandes entgegenzuwirken, habe ich bei der Wahl 
1992 das Schiff noch nicht verlassen", sagte der Präsident rückblickend. Er habe befürchtet, 
daß sich der BdV zu einer "kulturellen Traditionsvereinigung" verändere und in der Deutsch-
land- und Ostpolitik künftig keine eigenen Akzente mehr setze. Czaja, der immer eine funda-
mentalistische Politik betrieben hatte, akzeptierte es nicht, daß sich in den eigenen Reihen ein 
Lager bildete, das gewillt war, die politischen Realitäten anzuerkennen und von dieser Basis 
aus in die Zukunft zu schauen. 
Von den Verträgen, die geschlossen worden sind, will der 79jährige am liebsten nichts hören. 
"Der Grenzbestätigungsvertrag, der Nachbarschaftsvertrag mit Polen und der Zwei-plus-Vier-
Vertrag sind staats- und völkerrechtlich nicht verbindlich." ... Der gebürtige Oberschlesier, der 
seit 1946 in Baden-Württemberg lebt und von 1953 bis 1990 dem Bundestag angehört hat, 
hält strikt an seinen Überzeugungen fest. Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten hält 
er "nicht für den Schlußpunkt der deutschen Geschichte". 
Die Frage der Ostprovinzen sei durch die Einheit Deutschlands noch nicht geklärt. ... In der 
Grenzfrage, die seiner Meinung nach wie vor ungeklärt ist, setzt Czaja auf die Zeit. "Man 
kann der Geschichte nicht vorgreifen, aber es muß nicht immer so bleiben, daß dieses Land 
das kleinste Deutschland seit 1.000 Jahren bleibt. ..." 
Die deutsche Einheit und die damit verbundenen Verträge haben unter den Vertriebenen für 
eine Auseinandersetzung über die Anerkennung der deutschen Ostgrenzen gesorgt. Zugleich 
haben sie dem BdV einen gewissen Aufwind gegeben. Während in den alten Bundesländern 
die Mitgliederzahlen seit Jahren stagnieren, nahm der Verband um 200.000 Mitglieder aus 
den neuen Bundesländern zu, davon allein 100.000 aus Thüringen, wie BdV-Sprecher Walter 
Stratmann mitteilt. Er sorgt sich deshalb nicht, daß der BdV als Interessenvertreter der Ver-
triebenen eines Tages seine Funktion und Daseinsberechtigung verlieren könnte.  
"Das Thema Vertreibung wurde 40 Jahre lang in der DDR totgeschwiegen, deshalb ist der 
Nachholbedarf bei vielen Betroffenen und Enkeln groß, sich mit ihrer Geschichte auseinan-
derzusetzen." Interessiert seien, berichtet Stratmann, besonders junge Menschen, die auf der 
Suche nach den eigenen Wurzeln die neue politische Situation in den östlichen Nachbarstaa-
ten nutzten, um die Heimat ihrer Eltern und Großeltern etwa in Schlesien oder Pommern zu 
besuchen. 
... Der Verband, der sich nicht nur um die Vertriebenen und Aussiedler im Lande kümmert, 
will sich auch für Minderheitenrechte der Volksdeutschen in den ehemaligen deutschen Ost-
gebieten stark machen. ... "Vordringlich ist es zur Zeit, den Minderheiten zu helfen - aber die 
Grenzfrage", betont Stratmann, "ist nach wie vor nicht vom Tisch."<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 3. Juni 2000 über die Oder-Neiße-
Linie (x887/...): >>Die Karriere des Görlitzer Abkommens über die "Oder-Neiße-
Friedensgrenze" 
… Bereits vor dem Fall der Mauer verkündete Außenminister Genscher am 27. September 
1989 vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen, das polnische Volk solle wissen, "daß 
sein Recht, in sicheren Grenzen zu leben, von uns Deutschen weder jetzt noch in Zukunft 
durch Gebietsansprüche in Frage gestellt wird". Eine entsprechende Bundestagserklärung 
folgte bald darauf.  
In seiner Regierungserklärung vom 21. Juni 1990 kündigte Bundeskanzler Kohl an, daß das 
wiedervereinigte Deutschland die "Grenze Polens zu Deutschland, so wie sie heute verläuft" 
völkerrechtlich anerkennen werde: "Entweder wir bestätigen die bestehende Grenze oder wir 
verspielen unsere Chance zur deutschen Einheit." …<< 
Die deutsche Autorin Eva Herman schrieb am 28. April 2017 in der Wochenzeitung "Preußi-
sche Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>"Deutschland sollte kein besetztes Land mehr 
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sein" 
Ein erstaunliches Interview wurde vor wenigen Tagen von dem Internet-Sender Querden-
ken.TV veröffentlicht. Michael Friedrich Vogt, Publizist und ehemaliger Honorarprofessor für 
Journalistik an der Universität Leipzig, hatte Mitte April 2017 in Moskau den stellvertreten-
den Vorsitzenden der russischen Duma, Wladimir Wolfowitsch Schirinowski, getroffen. … 
Vogt fügt in der Ankündigung des Interviews eine Aussage des offiziellen Russischdolmet-
schers Ernst Nagorny aus dessen Nachlaß an: "Als Gorbatschow 1990 in Dresden gefragt 
wurde, ob im Zusammenhang mit einer Vereinigung Mitteldeutschlands mit der BRD auch 
eine Angliederung der deutschen Ostgebiete in Aussicht genommen sei, war Gorbatschows 
Antwort:  
"Ja, das wollte ich. Wir hatten die Universität in Moskau beauftragt, Pläne für die Wiederver-
einigung von Deutschland mit seinen polnisch besetzten Teilen auszuarbeiten. Aber bei den 2-
plus-4-Verhandlungen mußte ich zu meinem Erstaunen feststellen, daß Bundeskanzler Kohl 
und sein Außenminister Genscher die deutschen Ostgebiete Ostpreußen, Pommern und Schle-
sien gar nicht wollten. Die Polen wären bereit gewesen, die deutschen Provinzen Deutschland 
zurückzugeben. Aber der deutsche Außenminister Genscher hat die polnische Regierung in 
Warschau bekniet, an der Oder-Neiße-Linie festzuhalten. 'Die Deutschen akzeptieren diese 
Grenze', waren seine Worte. Nur die DDR sollte angegliedert werden." …<< 
Bedeutende Leistungen 
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen", die vor allem die wachsende Umweltzerstörung 
bekämpfen wollten, schlossen sich sofort zahlreiche gescheiterte, aber kampferprobte linksra-
dikale Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, 
Daniel Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian 
Ströbele, Otto Schily und viele andere Linksradikale) dieser sanften Umweltpartei der selbst-
ernannten Weltverbesserer an und verdrängten anschließend relativ schnell und problemlos 
die kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer sowie die weltfremde Parteiführung der "Grü-
nen" aus allen wichtigen Führungspositionen der Partei. 
Die als "Grüne" getarnte linksradikale Bewegung setzte danach in den folgenden Jahrzehnten 
konsequent die sozialistische Leitideologie der "Frankfurter Schule" um. Im Verlauf der sy-
stematischen Umerziehung bzw. Gehirnwäsche wurden vor allem die traditionellen deutschen 
Werte und Tugenden (Anstand, Fleiß, Ehrlichkeit, Großzügigkeit, Ordnung, Pünktlichkeit, 
Toleranz etc.) der bundesdeutschen "Gesellschaft" allmählich auf den Kopf gestellt, verhöhnt, 
lächerlich gemacht und letzten Endes zerstört. Die Vor- und Kriegsgeneration der Deutschen 
wurden pauschal als NS-Verbrecher eingestuft und ihre gigantische Wiederaufbauarbeit blen-
deten die "Grünen" kurzerhand aus. 
Nach der sog. "Wiedervereinigung" im Jahre 1990 etablierten die fanatischen Schüler der 
kommunistischen "Frankfurter Schule" und die schon bald mit ihnen verbündeten erstklassig 
geschulten SED-Kader in der Bundesrepublik Deutschland allmählich eine linksradikale Be-
wegung der selbsternannten Gutmenschen.  
Der staatlich geförderte Glaubensverfall unterstützte den dramatischen Niedergang der 
christlichen Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" und 
unterstützte die Herrschaft der religiösen Öko-Hysteriker und falschen Klimapropheten. Die 
evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich später fast widerstandslos der 
totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig nicht selten zu den Verteidigern der 
von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen.  
Die linksradikalen Gutmenschen und die Massenmedien setzten danach unentwegt Rechtferti-
gungsgründe wie z.B. Brüderlichkeit, Einigkeit, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Demokratie, 
Antifaschismus, Rassismus usw. ein, um die politischen Gegner auszuschalten, den Wirt-
schaftsstandort Bundesrepublik Deutschland systematisch zu schwächen und die Illusion eines 
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funktionierenden demokratischen Rechtsstaates zu vermitteln. 
Herausragende Politiker 
Fehlanzeige! 
Gehorsamer Erfüllungsgehilfe und williger Handlanger der Neuen Weltordnung: Hel-
mut Kohl 

Abb. 88 (x315/160): Francois Mitterand und Helmut Kohl (rechts) reichen sich am 22. Sep-
tember 1984 über den Gräbern von Verdun die Hand. 
Helmut Kohl (1930-2017, deutscher CDU-Politiker, 1969-1976 Ministerpräsident in Rhein-
land-Pfalz, 1976-2002 Mitglied des Bundestages, 1973-1998 Bundesvorsitzender der CDU, 
1982-1998 Bundeskanzler, setzte sich 1989/90 für die zügige Verwirklichung der Vereinigung 
Mittel- und Westdeutschlands ein: lehnte eigenmächtig die angebotene Rückgabe Ostdeutsch-
lands ab und akzeptierte die französische Forderung, die deutsche DM-Währung abzuschaf-
fen, erhielt 1996 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge B'nai B'rith, 1999/2000 Mit-
telpunkt einer Finanz- und Parteispendenaffäre, im Februar 2001 wurde ein Ermittlungsver-
fahren wegen "geringer Schuld" gegen Zahlung einer Geldbuße in Höhe von 300.000 DM 
eingestellt). 
Helmut Kohl förderte während seiner Kanzlerschaft (ab 1982) frühzeitig die Bildung eines 
EU-Einheitsstaates und damit die Abschaffung des deutschen Nationalstaates. Am 19. Juni 
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1983 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der zehn EG-Mitgliedstaaten, eine Euro-
päische Union zu gründen. In Maastricht schloß man am 11. Dezember 1991 einen Vertrag 
über den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ausbau zur Europäischen Union mit einer 
einheitlichen stabilen Währung. Für Bundeskanzler Helmut Kohl war der Maastricht-Vertrag 
angeblich eine Entscheidung über Krieg oder Frieden im nächsten Jahrhundert. 
Der Maastrichter Vertrag trat am 1. November 1993 in Kraft. Dieses völkerrechtlich bindende 
Abkommen leitete die bisher weitreichendste Reform der Europäischen Union ein. Danach 
begann allmählich die Übertragung von deutschen Souveränitätsrechten an die Europäische 
Union (EU) nach Brüssel. Die staatlichen Kompetenzen der Nationalstaaten wurden 
systematisch reduziert, um die Nationalstaaten abzuschaffen und die Europäische Union in 
einen zentralistischen Bundesstaat nach dem Vorbild der ehemaligen UdSSR umzuwandeln. 
Großbritannien widersetzte sich damals energisch den EU-Plänen, einen föderalen europäi-
schen Bundesstaat zu errichten.  
Bundeskanzler Kohl lehnte während der sogenannten "Zwei-plus-Vier-Verhandlungen" im 
Jahre 1990 eigenmächtig die angebotene Rückgabe Ostdeutschlands ab. Da der französische 
Ministerpräsident Mitterrand für seine Zustimmung zur Vereinigung Mittel- und West-
deutschlands die Einführung des Euros und die Einbindung Deutschlands in einen europäi-
schen Währungsverbund verlangte, opferte Bundeskanzler Helmut Kohl angeblich zur Wah-
rung nationaler Interessen im Jahre 1990 wesentliche Teile der mühsam erreichten deutschen 
Teil-Souveränität. 
Bundeskanzler Kohl und der französische Ministerpräsident Mitterrand bildeten später den 
sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU und setzten die Einführung ei-
ner gemeinsamen Währung durch, die schließlich 1991 im Maastricht-Vertrag beschlossen 
wurde. Der Europäische Rat bestätigte am 15./16. Dezember 1995 in Madrid die Einführung 
der einheitlichen Währung "Euro" zum 1. Januar 1999. Der Euro konnte bis 2002 nur im bar-
geldlosen Zahlungsverkehr genutzt werden. Die auf nationale Währung lautenden Scheine und 
Münzen blieben bis 2002 im Umlauf. 
Im Verlauf der Privatisierung von mitteldeutschen Staatsunternehmen verdichteten sich seit 
1999 die Hinweise, daß Bundeskanzler Kohl u.a. dem Investorenkonsortium von Elf-Aqui-
taine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen gewährt hätte. "Die Zeit" erklärte damals 
zum Beispiel, es seien über die Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeut-
schen Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen 
Mark an "deutsche Parteien" geflossen. Der französische Ministerpräsident Mitterrand soll 
demnach persönlich angeordnet haben, der CDU über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zu-
kommen zu lassen - die Rede war von 30 Millionen Mark CDU-Wahlkampfhilfe "für Euro-
pa". 
Bundeskanzler Kohl, der damals auch CDU-Parteichef war, verfügte jahrelang über diverse 
"Schwarze Kassen", um in allen CDU-Landesverbänden "unbürokratisch" zu helfen. 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 24. April 1999: >>"Staatsmann des 
Jahrzehnts"  
Im Beisein von Staats- und Regierungschefs aus Mittel- und Osteuropa ist der ehemalige 
Bundeskanzler Helmut Kohl in New York als "Staatsmann des Jahrzehnts" geehrt worden. ...  
Der frühere US-Außenminister Henry Kissinger sagte, Kohl sei "die treibende Kraft der Eini-
gung Europas" gewesen. ...  
Dies war nicht die erste US-Ehrung für Kohl in dieser Woche: Präsident Bill Clinton hatte ihn 
zuvor mit der Freiheitsmedaille ausgezeichnet und ihm in Anspielung auf John F. Kennedys 
berühmtes Wort: "Ich bin ein Berliner" bescheinigt: "Du bist ein Amerikaner."<< 
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Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 8. Januar 2000 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 deutscher Bundeskanzler (x887/...): >>Der 
Sumpf wird immer tiefer 
Elf-Aquitaine, Panzer, Parteispenden: Wer blickt da noch durch? 
Die Parteispenden-Affäre wird immer unübersichtlicher. Inzwischen droht die Diskussion in 
Einzelheiten zu versickern. Immer weniger wird darüber gesprochen, worum es eigentlich 
geht: um das "System Kohl" und seine Finanzierung. 
Der damalige CDU-Parteichef hatte jahrelang "Schwarze Kassen" angelegt. War in irgendei-
nem CDU-Landesverband Not am Mann, dann konnte "unbürokratisch", wie es so schön hieß, 
geholfen werden. … 
In diesem Zusammenhang weisen Beobachter immer wieder auf die Leuna-Affäre hin. Hier 
hatte der per Haftbefehl gesuchte französische Geschäftsmann André Guelfi laut "Die Zeit" 
erklärt, es seien über seine Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeutschen 
Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen Mark an 
"deutsche Parteien" geflossen. Inzwischen verdichten sich Hinweise, daß die Regierung Kohl 
dem Investorenkonsortium von Elf-Aquitaine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen 
versprochen hat. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Januar 2000: >>Eine Europa-
Verbindung in ganz neuem Licht 
Selbst Francois Mitterands Widerstand gegen die deutsche Vereinigung konnte seine Freund-
schaft zu Helmut Kohl nicht trüben. Die beiden Politiker, die 14 beziehungsweise 16 Jahre an 
der Spitze ihres jeweiligen Landes standen, verband eine enge Beziehung. Ging die Freund-
schaft so weit, daß der damalige französische Staatspräsident Kohl 1994 seine Wiederwahl 
zum Kanzler sichern wollte? Entsprechende Berichte der ARD und France 2 machen in 
Frankreich Schlagzeilen. Offiziell allerdings heißt es in Paris:  
Kein Kommentar. 
Den beiden Fernsehanstalten zufolge soll Mitterand persönlich angeordnet haben, der CDU 
über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zukommen zu lassen - die Rede ist von 30 Millionen 
Mark. Ein Vertrauter des 1996 gestorbenen ehemaligen Präsidenten wird mit den Worten zi-
tiert, es habe sich dabei ausdrücklich um CDU-Wahlkampfhilfe gehandelt, "für Europa".  
Tatsächlich zogen Kohl und Mitterand vor allem, wenn es um europäische Fragen ging, an 
einem Strang. Sie bildeten den sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU 
und lancierten die Einführung einer gemeinsamen Währung, die schließlich 1991 im Maa-
stricht-Vertrag beschlossen wurde. ... 
Aus Pariser Justizkreisen verlautete, bislang gebe es keinerlei Hinweise auf verdeckte Wahl-
kampfhilfe für die CDU via Elf-Aquitaine. Der frühere staatliche Ölkonzern ist in diverse 
Korruptionsskandale verwickelt; es wurden bereits mehrere Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Die beiden für das Elf-Dossier zuständigen Untersuchungsrichterinnen Eva Joly und Laurence 
Vichnievsky beschäftigen sich seit 1997 auch mit dem Leuna-Geschäft - in diesem Zusam-
menhang soll das Geld an die CDU weitergeleitet worden sein. ...<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2013 über 
den EURO (x878/...): >>Der EURO: eine deutsch-französische Affäre? 
... Der EURO - eine französisch-deutsche Entscheidung 
… Man mag darüber streiten, wie die Verhandlungen um die Einheitswährung im Zusam-
menhang mit der Wiederherstellung der deutschen Einheit 1989/1990 im Einzelnen zu werten 
sind. Im Kern mußte die D-Mark für die deutsche Einheit geopfert werden … Frankreichs Prä-
sident Mitterrand stimmte der deutschen Einheit zögernd zu, nachdem Bundeskanzler Helmut 
Kohl die Einführung der europäischen Einheitswährung zugesichert hatte.  
Die Entscheidung für den EURO war eine deutsch-französische Übereinkunft. Mitterrand 
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nutzte den Status Frankreichs als ehemalige Siegermacht, um die gemeinsame Währung 
durchzusetzen. Die offiziell verkaufte Version hieß freilich, daß Frankreich aus Freundschaft 
der deutschen Einheit zugestimmt habe - was allerdings naiv wäre und auch nicht stimmt. … 
Frankreich hat den EURO durchgesetzt.  
Präsident Mitterrand verfolgte damit mehrere Ziele: die Verhinderung einer vom wiederverei-
nigten Deutschland erreichbaren währungspolitischen Dominanz in Europa mittels der Bun-
desbank; gewichtige Mitsprache Frankreichs in währungspolitischen Fragen Europas, d.h. 
Brechung des Entscheidungsmonopols der Bundesbank im alleinigen oder zumindest vorran-
gig deutschen Interesse; Abschaffung der Bundesbank als Kern und Symbol wiedergewonne-
ner deutscher Souveränität.  
Das war der Preis für die Zustimmung zur Wiedervereinigung und dem damit verbundenen 
Machtzuwachs Deutschlands. Mitterrand war wichtig, Deutschland auch währungspolitisch 
"einzuhegen". Dem französischen Staatsdenken entsprach zudem die Unterwerfung der Wäh-
rungspolitik unter den Willen der politischen Führung. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 25. Mai 2014 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 Bundeskanzler: >>… Dem "großen Europäer" 
Helmut Kohl hielt Frederick Forsyth 1997 vor, er habe in einer Rede vor Studenten erklärt, 
den Deutschen sei nicht zu trauen, weshalb die "europäischen Freunde" sie fesseln und wirt-
schaftlich anbinden sollten, damit sie sich nie wieder losreißen und einen europäischen Krieg 
anzetteln könnten. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. Oktober 2016: >>Deutschland 
läßt sich aussaugen  
Schlimmer als Versailles: Was in der Nachkriegszeit noch Zwang war, geschieht heute frei-
willig - wir sind Goldesel und Zahlmeister für andere 
… Die D-Mark aufzugeben und die deutsche Bundesbank zu entmachten bezeichnet Bandulet 
als "größten Fehler der deutschen Nachkriegsgeschichte". …<< 
Die deutsche Autorin Eva Herman schrieb am 28. April 2017 in der Wochenzeitung "Preußi-
sche Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>"Deutschland sollte kein besetztes Land mehr 
sein" 
… "Als Gorbatschow 1990 in Dresden gefragt wurde, ob im Zusammenhang mit einer Verei-
nigung Mitteldeutschlands mit der BRD auch eine Angliederung der deutschen Ostgebiete in 
Aussicht genommen sei, war Gorbatschows Antwort:  
"Ja, das wollte ich. Wir hatten die Universität in Moskau beauftragt, Pläne für die Wiederver-
einigung von Deutschland mit seinen polnisch besetzten Teilen auszuarbeiten. Aber bei den 2-
plus-4-Verhandlungen mußte ich zu meinem Erstaunen feststellen, daß Bundeskanzler Kohl 
und sein Außenminister Genscher die deutschen Ostgebiete Ostpreußen, Pommern und Schle-
sien gar nicht wollten. Die Polen wären bereit gewesen, die deutschen Provinzen Deutschland 
zurückzugeben. Aber der deutsche Außenminister Genscher hat die polnische Regierung in 
Warschau bekniet, an der Oder-Neiße-Linie festzuhalten. 'Die Deutschen akzeptieren diese 
Grenze', waren seine Worte. Nur die DDR sollte angegliedert werden." …<< 
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Gehorsame Erfüllungsgehilfin und willige Handlangerin der Neuen Weltordnung: An-
gela Merkel 

Abb. 87 (x323/6): Angela Merkel als Frauenministerin im Dritten Kabinett Kohl (1991).  
Angela Merkel (ab 1990 Pressesprecherin des DA-Vorsitzenden und MfS-Mitarbeiters Wolf-
gang Schnur, seit März 1990 stellvertretende Regierungssprecherin der Ost-CDU, 1991-1994 
Bundesministerin für Frauen und Jugend; 1994-1998 Bundesministerin für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, 1998-2000 CDU-Generalsekretärin, 1999 spielte "Kohls Mäd-
chen" während der CDU-Finanz- und Parteispendenaffäre die Rolle der rückhaltlosen Aufklä-
rerin, da sie nicht mit dem Spendenskandal der "Patriarchen" Kohl, Schäuble u.a. in Verbin-
dung gebracht werden konnte, Merkel forderte z.B. am 22.12.1999 in der FAZ die CDU auf, 
sich von Kohl zu trennen, 2000-2018 CDU-Bundesvorsitzende, nahm im Mai 2005 am "Bil-
derberger-Treffen" in Rottach-Egern teil, seit Herbst 2005 erste Bundeskanzlerin Deutsch-
lands, erhielt 2008 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge B'nai B'rith). 
Im Verlauf des schwersten Erdbebens in der Geschichte Japans überflutete am 11. März 2011 
ein Tsunami (durch Seebeben erzeugte Flutwelle) große Gebiete der japanischen Nordostkü-
ste. Im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi ereignete sich aufgrund dieser Flutwelle ein Super-
GAU.  
Nach dieser Atomkatastrophe im japanischen Fukushima entschied sich Bundeskanzlerin 
Merkel für eine Kehrtwende in der deutschen Atompolitik. Am 30. Juni 2011 beschloß der 
deutsche Bundestag den Atomausstieg und die sogenannte Energiewende (Abschaltung aller 
19 deutschen Kernkraftwerke - die wohlgemerkt derzeit sichersten aller weltweit in Betrieb 
befindlichen 473 Kernkraftwerke - bis zum Jahr 2022). 
Im Jahre 2015 gab die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel (ohne Zustimmung des Bun-
destages) das große Willkommenssignal. Daraufhin kamen mindestens 1,1 Millionen Flücht-
linge und Migranten unkontrolliert und nicht registriert nach Deutschland Bei diesen angeb-
lich politisch Verfolgten (gemäß Grundgesetz Artikel 16a), Kriegsflüchtlingen (gemäß Genfer 
Konvention) und Wirtschaftsmigranten handelte es sich hauptsächlich um muslimische Män-
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ner, vor allem aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie den Maghrebstaaten (Marokko, Al-
gerien, Tunesien, Libyen) und der Sahelzone (u.a. Nigeria und Eritrea).  
Wer es wagte, diese selbstmörderische "Asylpolitik" bzw. den Anfang einer systematischen 
Umvolkung zu kritisieren, wurde durch die Meinungsmedien sofort als Nazi beschimpft und 
ausgegrenzt. Kanzlerin Angela Merkel beschloß praktisch im Alleingang, mindestens 1,1 Mil-
lionen Flüchtlinge und Migranten ins Land zu holen. 
Das US-Magazin "TIME" wählte Angela Merkel im Dezember 2015 zur "Person des Jahres" 
(x323/43). 
Infolge der illegalen Masseneinwanderung aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie Afrika 
explodierten nachweislich die "asylbedingten Kosten". Allein für 2016/17 ging das Bundesfi-
nanzministerium von etwa 43 Milliarden Euro aus. Diese "asylbedingten Kosten" sind zukünf-
tig jährlich von den deutschen Steuerzahlern aufzubringen. Im Jahre 2017 stellte Bundeskanz-
lerin Merkel ("Wir schaffen das ...") vor der Bundestagswahl nochmals klar, daß es mit ihr 
keine Obergrenze für Flüchtlinge geben wird und weiterhin ein verstärkter Familiennachzug 
erfolgen sollte. 
Die von Bundeskanzlerin Merkel angeordneten politischen Destabilisierungsmaßnahmen 
dienten nicht dem Wohle des deutschen Volkes und fügten der Bundesrepublik Deutschland 
gigantische Schäden zu.  
Bundeskanzlerin Merkel leitete zum Teil ohne Zustimmung des Bundestages eigenmächtig 
u.a. folgende katastrophalen Destabilisierungsmaßnahmen ein:  
Beschluß vom 30. Juni 2011 über den Atomausstieg bzw. die sog. Energiewende (Zerstörung 
der bisherigen stabilen Stromversorgung). Aussetzung der Wehrpflicht ab 1. Juli 2011 und 
Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten (Zerstörung der bisherigen 
Verteidigungsfähigkeit). Ratifizierung des ESM-Vertrages (unbegrenzter Ankauf von Staats-
anleihen der angeschlagenen Euro-Staaten) im Jahre 2012. Grenzöffnung im Jahre 2015 
(Masseninvasion von mindestens 1,1 Millionen Migranten aus dem Mittleren Orient und aus 
Afrika). Unterzeichnung des umstrittenen UN-Migrationspaktes ("Global Compact for Migra-
tion") im Jahre 2018. Starrsinnige Durchsetzung der "WHO-Corona-Notverordnungen" (seit 
März 2020 wurden in Deutschland u.a. ungezählte ökonomische Existenzen zerstört und we-
sentliche demokratische Grundrechte außer Kraft gesetzt). 
Die arglistig durch die eigene Regierung eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen werden 
die staatlichen Institutionen und den deutschen Industriestandort unweigerlich komplett rui-
nieren sowie die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland 
und letzten Endes das gesamte Land unaufhaltsam zerstören. Von 2000 bis 2019 stieg zum 
Beispiel der durchschnittliche Strompreis von 13,94 auf 30,43 Cent pro Kilowattstunde. Dies 
entsprach einer Preissteigerung von 118 %. 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 11. März 2000 (x887/...): >>Ein un-
terschätztes "Mädchen" 
Angela Merkel dürfte im April an die CDU-Spitze gelangen 
In der Partei nennt man sie "das Mädchen". Doch der Spitz- oder Kosename ist eine Unter-
treibung. Machtbewußt wie kaum ein anderer Politiker hat Angela Merkel ihren Durchmarsch 
an die Parteispitze fast geschafft. Wenn nicht alle Eindrücke täuschen, dürfte die 45jährige 
Pastorentochter aus Mecklenburg-Vorpommern am 10. April als Nachfolgerin von Wolfgang 
Schäuble an die CDU-Spitze gewählt werden. Damit wird die CDU künftig mehr nach links 
driften, wenn die Bundestagsfraktion mit ihrem neuen Vorsitzenden Friedrich Merz nicht ge-
gensteuert. 
Der unaufhaltsame Aufstieg der Angela Merkel begann mit der verlorenen Bundestagswahl 
1998, nachdem sie in den letzten Jahren der Kohl-Ära als Umweltministerin und stellvertre-
tende CDU-Vorsitzende eine unauffällige Rolle gespielt hatte. Kohl hatte die aus dem "De-
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mokratischen Aufbruch" der DDR kommende Politikerin in den wilden Wendezeiten ent-
deckt, weil sie ihre Arbeit als stellvertretende Regierungssprecherin des letzten DDR-
Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere vorzüglich verrichtete. Fortan stand sie im System 
Kohl für die Ost- und Frauenquote.  
Erst Schäuble erweckte die in der Rostockerin - in Hamburg geboren - steckenden Talente und 
beförderte sie, nachdem er den CDU-Chefsessel von Kohl übernommen hatte, zur Generalse-
kretärin. Eloquent ging Frau Merkel ans Werk. In der Familienpolitik setzte sie mit dem im 
Dezember verabschiedeten Grundsatzpapier andere Akzente. Seitdem gehören für die CDU 
homosexuelle Lebensgemeinschaften auch "irgendwie" zu den Familien.  
In der aktuellen Finanz- und Spendenkrise spielte Frau Merkel die Rolle der rückhaltlosen 
Aufklärerin. Da sie nicht mit dem Finanzsystem des "Patriarchen" in Verbindung gebracht 
werden konnte, stand sie im Gegensatz zu dem sich immer stärker selbst verstrickenden 
Schäuble im Ruf einer glaubwürdigen Politikerin. … 
Die alten Herren der CDU haben "das Mädchen" unterschätzt.<< 
 


